
 
Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freunde, 
 

unsere gesamte Fraktion und die sozialdemokratischen Regierungsmit-
glieder arbeiten seit Wochen ohne Unterlass daran, die Folgen der 
Corona-Pandemie für die Menschen abzumildern. Viele sorgen sich 
derzeit, ihren Arbeitsplatz und damit ihre Existenzgrundlage zu verlie-
ren. Mit dem Kurzarbeitergeld haben wir gleich zu Beginn der Corona-
Krise auf ein bewährtes Mittel gesetzt. Schon in der Finanzkrise haben 
wir mit diesem Instrument viele Arbeitsplätze retten können. Umso 
wichtiger war es, dass wir auch jetzt gleich zu Beginn der Corona-
Pandemie den Zugang zum Kurzarbeitergeld erleichtert und ausgeweitet haben. Doch je länger die Kri-
se andauert, desto mehr fragen sich die Menschen, wie lange sie die teils erheblichen Lohneinbußen 
noch schultern können. Das ist nachvollziehbar – zumal es Tarifverträge, die eine Aufstockung des Kurz-
arbeitergeldes vorsehen, in vielen Fällen nicht gibt. Deswegen steuern wir nach und stocken die Leis-
tung bis maximal 87 Prozent auf – abhängig von der Dauer der Kurzarbeit und ob die Beschäftigten Kin-
der haben oder nicht. Für arbeitslose Menschen mildern wir soziale Härten ab. Wer auf Jobsuche ist, 
hat es derzeit deutlich schwerer, eine Arbeit zu finden. Damit Arbeitslose nicht pandemiebedingt in die 
Grundsicherung rutschen, verlängern wir die Bezugsdauer des Arbeitslosengelds I um drei Monate – für 
diejenigen, deren Anspruch zwischen dem 1. Mai und dem 31. Dezember 2020 enden würde.  
Und auch für Unternehmen und Betriebe ist die Corona-Pandemie ein Stresstest. Mit gewaltigen Hilfs-
programmen helfen wir Unternehmen, die unverschul-
det in Finanznot geraten. Millionen Arbeitsplätze sollen 
gerettet und tausenden Unternehmen geholfen werden 
- das ist unser Ziel, daran arbeiten wir tatkräftig. Wenn 
Unternehmen Hilfe vom Staat akzeptieren, erwarten 
wir, dass deren Manager auf Boni verzichten und keine 
Dividenden an Anteilseigner ausgeschüttet werden. Hil-
fen zu beantragen und gleichzeitig Zweigstellen in Steu-
eroasen zu unterhalten oder sich an Steuersparmodel-
len zu beteiligen, ist ebenfalls nicht akzeptabel. Darum 
haben wir vergangene Woche im geschäftsführenden 
Fraktionsvorstand beschlossen, wo immer es möglich 
ist, Staatshilfen an entsprechende Auflagen zu knüpfen.  
 
Passt bitte auf Euch auf und bleibt gesund!  
 
Euer 
 
Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 

Ihr findet mich auch bei:  
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Der Bund fördert mit seinem 
Sonderprogramm für Denkmal-
schutz die Dachsanierung des 
Hochzeitshauses in Hameln mit 
450.000€. Ich freue mich, dass 
Mittel aus dem Denkmalschutz-
Sonderprogramm nun auch      
Hameln zu Gute kommen: Der 
gemeinsame Einsatz mit dem 
zuständigen Haushälter der SPD-
Fraktion im Bundestag, Johannes 
Kahrs, hat sich gelohnt!  
Das Dach des denkmalgeschütz-
ten Gebäudes ist dringend        
sanierungsbedürftig. Bauphysi-

kalisch bedenkliche Einbauten 
im Dachraum in den Jahren 
1996/97 haben den Zustand der 
Sandsteinplatten des Daches   
rapide verschlechtert. Der 
Wetterschutz kann nicht mehr 
gewährleistet werden. Die Dach-
eindeckung soll deshalb nun ori-
ginalgetreu mit dem sogenann-
ten Solling-Sandstein erneuert 
werden. Die gesamten Baukos-
ten belaufen sich auf ca.          
1,41 Millionen Euro. Das Hoch-
zeitshaus an seiner zentralen 
Stelle in der Hamelner Altstadt 

gehört zu den herausragenden 
Einzelbauten der Weserrenais-
sance. Das Weserbergland ist 
eine beliebte Tourismusregion 
und die historische Altstadt von 
Hameln mit dem Hochzeitshaus 
ist ein sehr wichtiger Multiplika-
tor für die Region. Nicht nur für 
den Tourismus ist die Bewah-
rung historischer Bauwerke not-
wendig, denn sie dient auch der 
aktiven Heimatpflege und ich 
freue mich, dass der Bund die 
Stadt Hameln bei dieser         
wichtigen Aufgabe unterstützt.  

HAMELNER HOCHZEITSHAUS WIRD MIT 450.000€ SANIERT 
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Bund fördert Denkmalschutz im 
Landkreis Northeim mit 275.000 
€. Der Bund fördert mit seinem 
Denkmalschutz-Programm die 
Burganlage Heldenburg Salzder-
helden mit 175.000€ und den 
Ratskeller in Moringen mit 
100.000€. Der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundesta-
ges hat dafür in dieser 
Woche die Mittel frei-
gegeben. Ich freue 
mich sehr, dass der 
Bund zwei Projekte im 
Landkreis Northeim 
mit insgesamt 
275.000€ unterstützt. 
Bei der Heldenburg 
Salzderhelden ist eine 
Sanierung im Bereich 
der Burgmauern ge-
plant. Bis zum Ende 
des 15. Jahrhunderts 
lebten in der             
Heldenburg die        
Grubenhagener Wel-

fen und 1362 wurde hier das 
Niedersachsen-Ross erstmals  
urkundlich erwähnt. Der Ratskel-
ler in Moringen soll nach seiner 
Sanierung eine sozio-kulturelle 
Einrichtung werden. Hinsichtlich 
des Förderantrags für die Sanie-
rung der Schildmauer der        
Heldenburg Salzderhelden hatte 

sich Dirk          Heitmüller, der 
Vorsitzende des Fördervereins 
Heldenburg      Salzderhelden 
e.V., mehrfach eindringlich mit 
der Bitte um   Unterstützung an 
mich gewandt. Als stellv. Mit-
glied im Haushaltsausschuss des 
Bundestages habe ich mich für 
eine Förderung eingesetzt.   

BUND FÖRDERT DENKMALSCHUTZ IM LANDKREIS NORTHEIM MIT 275.000 € 
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 Schutz der Bevölkerung bei ei-
ner epidemischen Lage  
Bereits im März haben wir im 
Bundestag mehrere Gesetze be-
schlossen, um das Funktionieren 
des Gesundheitswesens bei ei-
ner epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite sicherzustellen 
und um die mit dieser besonde-
ren Situation verbundenen nega-
tiven finanziellen Folgewirkun-
gen in der Gesundheitsversor-
gung abzumildern. Diese Woche 
beraten wir in erster Lesung ein 
Zweites Gesetz zum Schutz der 
Bevölkerung bei einer epidemi-
schen Lage nationaler Tragweite, 
mit dem die bereits getroffenen 
Regelungen und Maßnahmen 
weiterentwickelt und ergänzt 
werden.  
Unter anderem soll die epidemi-
ologische Überwachung verbes-
sert und der öffentliche Gesund-
heitsdienst gestärkt werden. Te-
stungen in Bezug auf Corona 
werden erleichtert und symp-
tomunabhängig in den Leis-
tungskatalog der Gesetzlichen 
Krankenversicherung aufgenom-
men. Auch vom öffentlichen Ge-
sundheitsdienst vorgenommene 
Testungen können bei Versicher-
ten über die Gesetzliche Kran-
kenversicherung abgerechnet 
werden.  
Außerdem schaffen wir die Vo-
raussetzungen dafür, dass Be-
schäftigte in der Pflege einen fi-
nanziellen Bonus für ihre aufop-
ferungsvolle Tätigkeit in dieser 
schwierigen Zeit erhalten. Für 

berufstätige pflegende Angehöri-
ge stellen wir bis zum 30. Sep-
tember 2020 sicher, dass bei ei-
nem durch das Coronavirus-CoV-
2 verursachten pflegerischen 
Versorgungsengpass Pflegeun-
terstützungsgeld als Lohnersatz 
für bis zu 10 Tage gewährt wer-
den kann, wenn Beschäftigte auf 
Grund einer anderweitig nicht 
behebbaren Versorgungslücke 
die pflegerische Versorgung ei-
nes nahen Angehörigen im Sinne 
des Pflegezeitgesetzes in dieser 
Zeit selbst organisieren oder si-
cherstellen müssen. Für Pflege-
bedürftige der Pflegestufe 1 ver-
einfachen wir die Inanspruch-
nahme des Entlastungsbetrages 
nach § 45 b SGB XI von 125 Euro 
monatlich.  
Wissenschaft und Studierende 
besonders schützen  
Mit dem Wissenschafts- und Stu-
dierendenunterstützungsgesetz, 
das diese Woche in zweiter und 
dritter Lesung beraten und ver-
abschiedet wird, wird jenen ge-
holfen, die aufgrund der Corona-
Pandemie mit Einschränkungen 
im Wissenschafts- und Hoch-
schulbetrieb zu kämpfen haben.  
Damit Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler trotz der pande-
miebedingten Einschränkungen 
ihre Qualifizierungsziele errei-
chen können, verlängern wir die 
festgelegten Höchstbefristungs-
grenzen für das wissenschaftli-
che und künstlerische Personal, 
das sich in der Qualifizierungs-
phase befindet, vorübergehend 

um sechs Monate. Der Gesetz-
entwurf sieht vor, dass die 
Höchstbefristungsgrenze bei 
Fortdauer der Krise um weitere 
sechs Monate verlängert werden 
kann. Durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf werden darüber 
hinaus BAföG-Leistungen wäh-
rend der Corona-Krise auch dann 
weiter ungekürzt ausgezahlt, 
wenn sich BAföG-
EmpfängerInnen in dieser Zeit in 
systemrelevanten Bereichen en-
gagieren. Dafür soll das zusätz-
lich erzielte Einkommen kom-
plett von der Anrechnung freige-
stellt werden. Insbesondere die 
Notlagen, in die Studierende 
durch die Corona-Pandemie ge-
raten sind, wurden bislang nicht 
adäquat im Gesetzentwurf abge-
bildet. Es ist deshalb gut, dass 
wir im parlamentarischen Ver-
fahren einen Nothilfefonds in 
Höhe von 100 Millionen Euro 
durchsetzen konnten. Damit 
können Studierende in finanziel-
ler Not mit direkten Zuschüssen 
unterstützt werden. Mit der Ab-
wicklung sollen die Studenten-
werke als bewährte Orte der BA-
föG-Studienfinanzierung betraut 
werden. Eine Öffnung des BAföG 
für die Studierenden in Not wäre 
die noch bessere Lösung aus un-
serer Sicht gewesen, dies ist 
aber am Widerstand der Minis-
terin gescheitert. Gleichwohl 
konnten wir die von Bundesmi-
nisterin Karliczek geplante allei-
nige Kreditlösung um einen Not-
hilfefonds ergänzen.  

THEMENAUSBLICK BERLIN  
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Bei einem weiteren Denkmal-
schutz-Projekt geht es bereits 
mit den konkreten Bauarbeiten 
voran. Nachdem ich das Schloss 
in Hämelschenburg als Aus-
hängeschild der Weserre-
naissance im vergangenen 
Jahr mit 357.000 € für die 
Dach- und Fassadensanie-
rung ebenfalls im Denkmal-
schutzsonderprogramm ver-
ankern konnte,      haben 
nun die Bauarbeiten für den 
zweiten Bauabschnitt       be-
gonnen. Die gesamten Bau-
kosten belaufen sich auf 
714.000 Euro. Bereits der 
erste Bauabschnitt wurde 
mit Mitteln aus dem Bun-
deshaushalt gefördert und 
2018 erfolgreich durchge-
führt. Art und Umfang der 
Sanierung haben sich als 
notwendig erwiesen und 
müssten zügig fortgesetzt 

werden, da Steinornamente her-
abfallen konnten und Feuchtig-
keit durch Risse in das Mauer-
werk eingedrungen ist. Das 

Schloss wurde  bereits 
1991 in das nachrichtli-
che Verzeichnis der               
Baudenkmale aufge-
nommen. Gemeinsam 
mit unserem Emmertha-
ler Bürgermeister An-
dreas Grossmann, sind 
wir der Einladung von 
Herrn von Klenke gefolgt 
und haben uns über den 
aktuellen Bauvorschritt 
informiert. Kurt Puls von 
der Steinmetzwerkstatt    
Schmalstieg erläuterte 
uns die ersten Arbeiten. 
Die Steinmetzwerkstatt 
sanierte bereits viele be-

kannte Baudenkmäle wie bei-
spielsweise das Hamburger    
Rathaus oder das Holstentor in 
Lübeck.  

BAUARBEITEN AM SCHLOSS HÄMELSCHENBURG GEHEN VORAN  

Bildquelle: Christian Branahl - Dewezet  
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Seit Anfang April gehen die tägli-
chen Meldungen von Neuinfi-
zierten langsam wieder zurück. 
Angesichts dieser erfreulichen 
Entwicklung in Niedersachsen, 
hat die Landesregierung einen 
Plan aufgestellt, wie auf dieser 
Grundlage schrittweise viele Ein-
schränkungen reduziert werden 
können. Zusammen mit Fachleu-

ten aus mehreren Ressorts wur-
de ein Stufenplan erarbeitet: der 
„Niedersächsische Weg in einen 
neuen Alltag mit Corona“. Über 
diesen 5. Stufenplan haben wir 
als Landesgruppe Niedersachsen 
im Bundestag mit Stephan Weil 
und Grant Hendrik Tonne ge-
sprochen. Im Stufenplan wurden 
die unterschiedlichen gesell-

schaftlichen Bereiche wie Kita 
und Schule, Handel und Dienst-
leistungen, Gastronomie und 
Touristik, aber auch private Kon-
takte, Kultur, Sport und Freizeit 
und die Versammlungen neben- 
und übereinandergelegt. Bewer-
tet wurde auch, welche Locke-
rungen nach welchem Zeitablauf 
gleichzeitig vertretbar erschei-
nen. Grundlage bleibt dabei der 
Infektionsschutz. Ausdrücklich 
wird auch darauf hingewiesen, 
dass bei einem verstärkten In-
fektionsgeschehen auch Ver-
schärfungen erneut möglich 
sein können. Z.B. dürfen bereits 
in dieser Woche wieder Friseur-
salons und einige Sportanlagen 
öffnen. Voraussetzung ist eine 
strenge Einhaltung von Ab-
standsregeln und Hygienemaß-
nahmen. Alles weitere zum 5. 
Stufenplan gibt es hier:                                         
https://link.spd.de/StufenplanNds  

VIDEOKONFERENZ DER LANDESGRUPPE NIEDERSACHSEN MIT STEPHAN WEIL 
UND GRANT HENDRIK TONNE ZUM „NIEDERSÄCHISCHEN WEG                                      

IN EINEN NEUEN ALLTAG MIT CORONA“ 
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